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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 10 
Fakten 
 

1. ... wurde am 10. Dezember 1948 von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (UN) in Paris verabschiedet. 

2. ... fand überragende Zustimmung: 48 Staaten stimmten dafür, acht Staaten 
enthielten sich, es gab keine Gegenstimmen. 

3. ... resultierte aus den schrecklichen Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges und 
des Holocaust, um solche Verbrechen zukünftig nicht mehr geschehen zu 
lassen.  

4. ... legt in 30 Artikeln die grundlegenden Rechte eines jeden Menschen fest. 
5. ... formulierte erstmals den zentralen Grundsatz, dass Menschenrechte 

angeboren, unveräußerlich, universell und unteilbar sind. 
6. ... wurde in einem Zeitraum von mehr als zwei Jahren von der UN-

Menschenrechtskommission erarbeitet, einem 18-köpfigen internationalen 
Gremium. Vorsitzende der Kommission war die US-amerikanische Aktivistin 
Eleanor Roosevelt.   

7. ... ist völkerrechtlich nicht bindend, bildet aber die Grundlage für zahlreiche 
andere, verbindliche Menschenrechtsabkommen, wie zum Beispiel den 
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN-
Sozialpakt) und den Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(UN-Zivilpakt) 

8. ... wurde seither in 508 Sprachen und Dialekte übersetzt. 1999 stellte sie 
deshalb den Weltrekord für das meistübersetzte Dokument auf. 

9. ... formuliert die Leitideen eines gerechten und friedlichen Zusammenlebens, an 
dem sich zivilgesellschaftliche Initiativen weltweit orientieren und für dessen 
Umsetzung sie kämpfen. 

10.  ... wird jedes Jahr am 10. Dezember mit dem Tag der Menschenrechte gefeiert. 
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und 
der internationale Menschenrechtsschutz : 
Chronologie 
 
1939 bis 1945: Der Zweite Weltkrieg  
Mit dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf Polen am 1. September 1939 beginnt 
der Zweite Weltkrieg. Die Nationalsozialisten beschließen die systematische Ermordung 
der jüdischen Bevölkerung und anderer Bevölkerungsgruppen. Dem Völkermord fallen 
europaweit sechs Millionen Juden zum Opfer, insgesamt werden mehr als dreizehn 
Millionen Menschen ermordet. Parallel setzt das nationalsozialistische Regime zentrale 
Grund- und Menschenrechte wie zum Beispiel die Meinungs- oder Versammlungsfreiheit 
systematisch außer Kraft. Mit der bedingungslosen Kapitulation der deutschen 
Wehrmacht am 8. Mai 1945 endet der Zweite Weltkrieg. 
 
14. August 1941: Atlantik-Charta 
Noch während des Zweiten Weltkrieges benennt der damalige US-Präsident Franklin D. 
Roosevelt in einer Rede vor dem US-Kongress „Vier Freiheiten“ – Freiheit von Not, von 
Furcht, Freiheit der Meinungsäußerung und Freiheit der Religionsausübung – als 
Grundlagen einer neuen friedlichen Weltordnung. In der am 14. August 1941 
veröffentlichten Atlantik-Charta einigen sich Roosevelt und der damalige britische 
Premierminister Winston Churchill über die gemeinsamen Grundsätze für eine friedliche 
internationale Politik. Die Charta bildet die Grundlage für die spätere Gründung der 
Vereinten Nationen.   
 
26. Juni 1945: Gründung Vereinte Nationen und Verabschiedung UN-Charta 
Der schon während des Kriegs geäußerte Wille der Alliierten, eine internationale 
Organisation ins Leben zu rufen, die Freiheit, Frieden und Gleichheit für alle Menschen 
garantieren sollen, wird mit der Gründung der Vereinten Nationen 1945 Wirklichkeit. Die 
UN-Charta enthält unter anderem den Auftrag an die Staatengemeinschaft, 
Menschenrechte und Grundrechte zu achten und für alle zu fördern.  
 
1946: Gründung UN-Menschenrechtskommission 
Die UN-Menschenrechtskommission wird als Organ des UN-Wirtschafts- und Sozialrats 
gegründet. Ihre Funktion besteht darin, Beschwerden und Informationen über 
Menschenrechtsverletzungen aus aller Welt zu sammeln und Vorschläge zur 
Verbesserung der Menschenrechtssituation zu erarbeiten.  
 
10. Dezember 1948: Verabschiedung Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
Am 10. Dezember 1948 verabschiedet die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und legt damit dem Grundstein für einen 
universell gültigen Menschenrechtsstandard. Bedeutend an der Erklärung ist, dass sie 
soziale und liberale Rechte als gleichwertig nebeneinander stellt und den ethischen 
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Appell an die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen formuliert, Menschenrechte zu 
achten und zu fördern. 
 
5. Mai 1949: Gründung Europarat  
Der Europarat in Straßburg wird als internationale Organisation europäischer Staaten 
gegründet. Das erklärte Ziel ist nicht nur die wirtschaftliche und soziale Zusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten in Europa zu fördern, sondern auch die Einhaltung der 
Menschenrechte. 
 
4. November 1950: Verabschiedung der Europäischen Menschenrechtskonvention 
Als einen seiner ersten Rechtsakte verabschiedet der Europarat die „Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten“ (Europäische 
Menschenrechtskonvention, EMRK). Sie ist für die Mitgliedsstaaten des Europarats 
verbindlich. Über die Umsetzung der Konvention wacht der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) in Straßburg, der am 20. April 1959 erstmals zusammentrat 
und seit dem 1. November 1998 als ständiges Gericht tagt. 
 
28. Juli 1951: Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer 
Flüchtlingskonvention) 
Mit der Genfer Flüchtlingskonvention wird erstmals eine völkerrechtlich verbindliche 
Regelung zum Flüchtlingsrecht verabschiedet. Die Konvention legt fest, wer als 
Flüchtling gilt und welche Rechte und Pflichten eine Person hat, wenn sie von einem 
Staat im Rahmen der Konvention aufgenommen wird. 
 
28. Mai 1961: Gründung von Amnesty International 
Der britische Menschenrechtsanwalt Peter Benenson veröffentlicht den Artikel „The 
Forgotten Prisoners“ in der Zeitung „The Observer“. Benenson fordert dazu auf, mit 
Appellschreiben öffentlichen Druck auf Regierungen zu machen, die politische 
Gefangene in Haft halten, und so deren  Freilassung zu fordern. Dieser „Appeal for 
Amnesty“ ist die Geburtsstunde von Amnesty International. 
 
16. Dezember 1966: Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(Zivilpakt) und Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(Sozialpakt)  
Mit dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Zivilpakt) und 
Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt)  
verabschiedet die UN-Generalversammlung fast zwanzig Jahre nach der AEMR erstmals 
völkerrechtlich verbindliche Menschenrechtskonventionen. Sie treten 1976 in Kraft. Der 
Sozialpakt umfasst wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte wie das Recht 
auf Arbeit, den Schutz der Familie, das Recht auf Bildung sowie die Teilnahme am 
kulturellen Leben. Der Zivilpakt schützt Freiheitsrechte wie das Recht auf freie 
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit, politische Rechte wie die 
Versammlungsfreiheit und Minderheitenrechte wie das Diskriminierungsverbot. 
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21. Dezember 1965: Verabschiedung des Internationalen Übereinkommens zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD) 
Die Antirassismuskonvention der Vereinten Nationen soll sicherstellen, dass Menschen 
vor rassistischer Diskriminierung geschützt sind. Die Konvention verpflichtet 
Vertragsstaaten, konkrete gesetzliche und politische Maßnahmen zu ergreifen, um 
Rassismus entgegen zu treten. Dazu gehören die Änderung von Gesetzen und 
Vorschriften, die rassistische Diskriminierung befördern.  
 
18. Dezember 1979: Verabschiedung des Übereinkommens über die Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) 
Die Frauenrechtskonvention der Vereinten Nationen verpflichtet Vertragsstaaten zur 
rechtlichen und tatsächlichen Gleichstellung von Frauen in allen Lebensbereichen. 
Staaten müssen aktiv dafür sorgen, Diskriminierung gegen Frauen abzuschaffen und 
Chancengleichheit herzustellen. 
 
10. Dezember 1984: Verabschiedung des Übereinkommens gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (CAT) 
Die Antifolterkonvention der Vereinten Nationen verbietet laut Artikel 1 „jede Handlung, 
durch die einer Person vorsätzlich große körperliche oder seelische Schmerzen oder 
Leiden zugefügt werden“. Auch darf keine Person in einen anderen Staat ausgewiesen 
werden, wenn ihr dort Folter droht. Während andere Menschenrechte unter bestimmten 
Umständen eingeschränkt werden können, gilt das Folterverbot absolut – denn jede 
unmenschliche Behandlung oder Folter verletzt die Menschenwürde und diese ist 
unantastbar.  
 
20. November 1989: Verabschiedung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 
(CRC) 
Die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen ist die Menschenrechtskonvention, 
die von den meisten Staaten ratifiziert wurde. Vertragsstaaten sind dazu verpflichtet, für 
den Schutz und das Wohlbefinden von Kindern zu sorgen. Die Konvention definiert 
Kinder als Menschen, die das 18. Lebensjahr noch nicht abgeschlossen haben. 
 
18. Dezember 1990: Verabschiedung des Übereinkommens zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen (ICRMW) 
Die Wanderarbeiterkonvention der Vereinten Nationen stärkt und konkretisiert die 
Menschenrechte von Migranten mit Arbeitnehmerstatus, Saison- und 
Gelegenheitsarbeitern sowie die Rechte ihrer Familienangehörigen. Dazu gehört der 
gleichberechtigte Zugang zu Bildungsinstitutionen, Wohnungsmarkt, Sozialversicherung 
und Gesundheitseinrichtungen. 
 
14. bis 25. Juni 1993: Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte 
Die Wiener Weltkonferenz über Menschenrechte (Weltmenschenrechtskonferenz) fand 
vom 14. bis 25. Juni 1993 statt. 171 Staaten und mehr als 800 NGOs nahmen daran 
teil. Die Schlusserklärung der Konferenz gilt als Meilenstein in der Entwicklung des 
internationalen Menschenrechtsschutzes. Sie bekräftigt die Universalität und die 
Unteilbarkeit der Menschenrechte und erklärt die Menschenrechte erneut zu einem 
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internationalen Anliegen. Alle Staaten wurden aufgefordert, im eigenen Land 
unabhängige nationale Menschenrechtsinstitutionen einzurichten. Außerdem wurde der 
Grundstein für die Schaffung des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte gelegt. 
 
20. Dezember 1993: Einrichtung UN-Hochkommissariat für Menschenrechte  
Als wichtige Stelle für den Menschenrechtsschutz innerhalb der Vereinten Nationen wird 
das Hochkommissariat für Menschenrechte gegründet. Dessen Aufgabe ist es, die 
Menschenrechte auf nationaler und internationaler Ebene zu fördern und durchzusetzen. 
Der Hochkommissar für Menschenrechte koordiniert die Aufgaben der verschiedenen 
UN-Menschrechtsorgane und ist dem Generalsekretär der Vereinten Nationen direkt 
unterstellt.  
 
17. Juli 1998: Verabschiedung des Römischen Statuts des Internationalen 
Strafgerichtshofs 
Das Rom-Statut ist die rechtliche Grundlage für den Internationalen Strafgerichtshof mit 
Sitz in Den Haag. Der Strafgerichtshof ist für besonders schwere Straftaten wie 
Völkermord, andere Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 
zuständig. Aktuell haben 123 Staaten das Rom-Statut ratifiziert, darunter Afghanistan, 
Botswana, alle EU-Staaten, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Mexiko und Südkorea. 
Russland, China und die USA etwa haben das Statut jedoch nicht ratifiziert und somit 
die Kompetenz des Gerichts nicht anerkannt. Der Strafgerichtshof kann nur dann tätig 
werden, wenn die nationalen Strafverfolgungsbehörden nicht willens oder nicht in der 
Lage sind, entsprechende Verbrechen zu verfolgen.  
 
9. Dezember 1998: UN-Deklaration zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern 
Mit der UN-Deklaration von 1998 wurden erstmals internationale Standards für den 
Schutz von Menschenrechtsverteidigern geschaffen. Staaten sind demnach aufgerufen, 
die Rechte von Menschenrechtsverteidigern zu schützen – die Deklaration ist rechtlich 
jedoch nicht bindend. Sie stellt einen wichtigen Meilenstein dar, da die Erklärung 
erstmals ein Recht auf das Verteidigen von Menschenrechten formuliert. So besagt 
Artikel 1 der Deklaration: „Jeder Mensch hat das Recht, einzeln wie auch in 
Gemeinschaft mit anderen, den Schutz und die Verwirklichung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten auf nationaler wie auch auf internationaler Ebene zu fördern und darauf 
hinzuwirken.“  
 
13. Dezember 2006: Verabschiedung der Konvention zum Schutz der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (CRPD) 
Die Behindertenrechtskonvention konkretisiert die Menschenrechte für Menschen mit 
Behinderungen mit dem Ziel, eine aktive Teilnahme am politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Leben zu ermöglichen. Der völkerrechtliche Vertrag verbietet 
jede Form der Diskriminierung und soll Schutz vor Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch 
bieten. 
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20. Dezember 2006: Verabschiedung der Konvention gegen das Verschwindenlassen von 
Personen 
Die Konvention verbietet jegliches Verschwindenlassen von Personen. Mit 
Verschwindenlassen ist die „Festnahme, der Entzug der Freiheit, die Entführung oder 
jede andere Form der Freiheitsberaubung“ durch staatliche oder nicht-staatliche Akteure 
gemeint, wodurch sie dem Schutz des Gesetzes entzogen werden.  
 
15. März 2006: Gründung UN-Menschenrechtsrat 
Der UN-Menschenrechtsrat löste die Menschenrechtskommission als Unterorgan der UN-
Generalversammlung ab. Als Kontrollinstanz kann er beschließen, Beobachter zur 
Überwachung der Menschenrechtssituation in einem Mitgliedstaat zu entsenden. Ihm 
gehören derzeit 47 Mitgliedstaaten an, darunter Afghanistan, Belgien, Brasilien, China, 
Deutschland, Irak, Japan, Katar, Nepal, Saudi-Arabien, die Schweiz, die Slowakei und 
die Ukraine. Die USA haben im Juni 2018 den Austritt aus dem UN-Menschenrechtsrat 
angekündigt.  
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: Eine 
kritische Betrachtung 
 
Wie steht es um die Menschenrechte im Jahr 2018, dem 70. Jubiläumsjahr der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte? Ein Blick auf die Nachrichtenlage stimmt 
nicht gerade optimistisch: Mehr als 1.500 Schutzsuchende sind im ersten Halbjahr 
2018 auf ihrem Weg nach Europa im Mittelmeer ertrunken1. Staaten schotten sich ab, 
schüren die Angst vor Flüchtlingen oder „Fremden“, um vermeintliche 
Sicherheitsmaßnahmen durchzusetzen, die grundlegende Rechte beschneiden.  
 
Andernorts werden ethnische Minderheiten systematisch verfolgt und ermordet – wie im 
Fall der muslimischen Rohingya in Myanmar. In Ländern wie Kenia werden die Rechte 
bestimmter Bevölkerungsgruppen wie beispielweise LGBTI-Personen schlichtweg 
ignoriert. Und auch der Widerstand gegen staatliche Repression hat es schwer. Weltweit 
gehen Regierungen gegen eine aktive und kritische Zivilgesellschaft vor – sei es in China, 
Ungarn, Türkei oder Mexiko.  
 
Viele Rechte wie das Recht auf Leben, auf Religions- und Meinungsfreiheit und das 
Diskriminierungsverbot sind in zahlreichen internationalen Menschenrechtsabkommen 
festgehalten. Die Mehrheit der Staaten haben diese Abkommen unterzeichnet, ratifiziert 
und sind damit verpflichtet, sie umzusetzen. Die Realität sieht allerdings anders aus: 
Berichte von Menschenrechtsorganisationen zeigen regelmäßig, wie skrupellos Staaten 
weltweit diese Freiheiten einschränken oder rechtstaatliche Garantien aushebeln. Dies 
gilt gleichermaßen für autoritäre wie für demokratische Staaten.  
 
Auch wenn es aktuelle Entwicklungen nicht vermuten lassen: Die Geschichte des 
internationalen Menschenrechtsschutzes ist eine Geschichte kontinuierlichen 
Fortschritts. Die Formulierung eines universellen Menschenrechtsstandards war 1948 
revolutionär: „Alle Menschen sind frei geboren und gleich an Würde und Rechten“, 
hielten die damals 56 Staaten der Vereinten Nationen in Artikel 1 der 
Menschenrechtserklärung fest. Im Lichte der Gräueltaten des Zweiten Weltkrieges und 
Millionen von Kriegsopfern hatten die Vereinten Nationen damit ihren Willen geäußert, 
solche Verbrechen nie wieder geschehen zu lassen.  
 
Die Menschenrechtserklärung sorgte für eine bis heute andauernde Weiterentwicklung 
und Kodifizierung des internationalen Menschenrechtsschutzes. In zahlreichen 
Abkommen und nationalen Verfassungen sind die 30 Artikel der 
Menschenrechtserklärung von 1948 inzwischen rechtsverbindlich festgeschrieben. Die 
beiden verbindlichen UN-Pakte über bürgerliche und politische sowie über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, die 1976 in Kraft traten, sind ein 
Meilenstein für den Menschenrechtsschutz. Zusammen mit der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte werden sie auch als „Magna Charta des internationalen 

                                                 
1 https://missingmigrants.iom.int/region/mediterranean 
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Menschenrechtsschutzes“ bezeichnet. Auch auf regionaler Ebene hat sich diese 
Entwicklung fortgesetzt und beispielweise mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention eine der effektivsten Schutzmechanismen weltweit 
hervorgebracht.  
 
Darüber hinaus haben die Vereinten Nationen unterschiedliche 
Menschenrechtskonventionen verabschiedet, um bestehende Lücken zu schließen. Diese 
Anstrengungen mündeten in konkreten Erfolgen wie der Abschaffung der Sklaverei, in 
der Einführung des Frauenwahlrechts, im absoluten Folterverbot sowie in einer 
Staatengemeinschaft, die auf dem Weg dazu ist, die Todesstrafe abzuschaffen. 
Staatsoberhäupter, die heutzutage auf der internationalen Bühne akzeptiert werden 
wollen, können diese Menschenrechtsabkommen nicht ignorieren.  
 
Allerdings sind auch die etablierten Institutionen wie der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte nicht sicher vor Angriffen aus den Reihen der eigenen Mitgliedstaaten: 
So gibt es seit Jahren Bestrebungen, die Unabhängigkeit des Gerichtshofs und die 
Universalität seiner Rechtsprechung anzugreifen – auch andere 
Menschenrechtsinstitutionen stehen immer wieder unter Beschuss. Darin zeigt sich zum 
einen, dass Staaten diese Institutionen und ihre Rechtsanwendung tatsächlich fürchten. 
Zum anderen macht diese Entwicklung aber auch deutlich, dass einmal geschaffene 
Abkommen und ihre Schutzinstitutionen nicht unverwundbar sind. Sie müssen vielmehr 
dauerhaft verteidigt werden.  
 
Eine besondere Rolle spielen nicht nur in diesem Kontext die engagierte 
Zivilgesellschaft, Nichtregierungsorganisationen sowie Menschenrechtsverteidiger, die in 
den vergangenen Jahrzehnten mutig für ihre Rechte eintraten und Menschenrechte im 
öffentlichen Bewusstsein verankerten. Das oft ehrenamtliche Engagement vieler 
Menschen trägt einen entscheidenden Teil dazu bei, dass Menschenrechtsverbrechen an 
die Öffentlichkeit gelangten und die Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen wurden.      
 
Welches Fazit lässt sich 70 Jahre nach der Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte ziehen? Einerseits hat sich ein ausführlicher Katalog an Regeln und 
Mechanismen zum internationalen und regionalen Menschenrechtsschutz entwickelt. Die 
klassischen Freiheitsrechte wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie die sozialen 
Rechte, wie das Recht auf Arbeit, Bildung und der Teilhabe am kulturellen Leben sind in 
rechtlich verbindlichen Verträgen verankert. Institutionen wie der Europäische 
Menschenrechtsgerichtshof oder der UN-Menschenrechtsrat prüfen, ob diese Verträge 
eingehalten werden.  
Andererseits gibt es immer mehr Staaten und staatliche Institutionen, die nicht in der 
Lage oder nicht willens sind, Menschenrechte auf nationaler Ebene zu überwachen und 
durchzusetzen. Manche Staaten scheinen heutzutage gleichgültig in Kauf zu nehmen, 
sich für Menschenrechtsverletzungen rechtfertigen zu müssen. Beunruhigend sind 
außerdem nationalistische und rechtspopulistische Parteien und Bewegungen in 
zahlreichen Staaten, die den universellen Menschenrechtsanspruch untergraben, indem 
sie Teilen der Bevölkerung grundlegende Rechte absprechen.  
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Klar ist: Mehr denn je müssen heute die geltenden Menschenrechtstandards eingefordert 
werden. Dazu sind demokratische Institutionen, eine rechtsstaatliche Verfassungspraxis 
– und nicht zuletzt eine aktive Zivilgesellschaft notwendig: Diese gilt es zu unterstützen, 
denn sie hat am meisten zu verlieren.  
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 
Fragen und Antworten 
 
Was ist die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte? 
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) ist das wohl bekannteste 
internationale Menschenrechtsdokument. Die Erklärung wurde am 10. Dezember 1948 
von den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen verabschiedet und umfasst 30 Artikel, in 
denen die Rechte festgelegt sind, die allen Menschen zustehen. In der Präambel 
betonten die unterzeichnenden Staaten, dass alle Menschen von Geburt an die gleichen 
und unveräußerlichen Rechte besitzen, welche fortan „die Grundlage von Freiheit, 
Gerechtigkeit und Frieden in der Welt“ bilden sollten. Die Erklärung wird weiterhin als 
ein von „allen Völkern und Nationen zu erreichendes gemeinsames Ideal“ beschrieben: 
Jeder Staat soll sich demnach bemühen, die Achtung dieser Rechte und Freiheiten zu 
fördern und diese zu gewährleisten.2  
 
Welche Bedeutung hat die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte für Amnesty 
International? 
Die Arbeit von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wie Amnesty International wird 
durch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte legitimiert. Die AEMR hält fest, 
dass „alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklärung stets gegenwärtig halten und 
sich bemühen […], die Achtung dieser Rechte und Freiheit zu fördern und durch 
fortschreitende Maßnahmen im nationalen und internationalen Bereiche ihre 
Anerkennung und Verwirklichung“ zu gewährleisten. Die Erklärung enthält nicht nur die 
grundlegenden Rechte eines jedes Menschen, auf die sich Amnesty International im 
Rahmen der eigenen Arbeit beruft: Sie ist auch der Ausgangspunkt für zahlreiche 
weitere, rechtlich verbindliche Konventionen und Menschenrechtsabkommen wie 
beispielsweise die Konvention zum Schutz von Frauen oder die Antifolterkonvention. 
Diese dienen Amnesty als Leitlinie und Argumentation, um Regierungen öffentlich 
anzuprangern, die sich nicht an die Menschenrechte halten.  
 
Welche Staaten haben die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte unterzeichnet?  
Bei der UN-Generalversammlung am 10. Dezember 1948 in Paris stimmten folgende 48 
Staaten für die Verabschiedung der AEMR:3 Ägypten, Äthiopien, Afghanistan, 
Argentinien, Australien, Belgien, Bolivien, Brasilien, Burma (heute Myanmar), Chile, 
China, Costa Rica, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, 
Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Guatemala, Haiti, Island, Indien, Irak, Iran, 
Libanon, Liberia, Luxemburg, Kanada, Kolumbien, Kuba, Mexiko, Neuseeland, 
Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, 
Schweden, Syrien, Thailand, Türkei, USA, Uruguay und Venezuela. Mit Jugoslawien, 
Polen, Saudi-Arabien, der Sowjetunion, Südafrika, der Tschechoslowakei, der Ukraine 
und Weißrussland enthielten sich acht Staaten.  
 
 
 
                                                 
2 http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf 
3 
http://unbisnet.un.org:8080/ipac20/ipac.jsp?&aspect=power&menu=search&profile=voting&ri=1&source=~!hor
izon&uri=full%3D3100023~!909326~!0 
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Wieso wurde die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte geschaffen? 
Die Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte war eine Reaktion 
auf den Holocaust und die Verbrechen des NS-Regimes im Zweiten Weltkrieg. Die 
Verbrechen der Nationalsozialisten hatten gezeigt, dass der Schutz der Menschenrechte 
nicht nur Aufgabe der einzelnen Nationalstaaten, sondern der gesamten 
Weltgemeinschaft sein sollte.  
Vor diesem Hintergrund wurden Anstrengungen unternommen, internationale Lösungen 
für den Schutz der Grundrechte eines jeden Menschen zu finden. Die AEMR war der 
Beginn dieser Entwicklung.  
 
Welcher neue Gedanke steckte in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte? 
In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte einigte man sich erstmals in der 
Geschichte auf weltweit geltende Menschenrechte. Dem liegt der Gedanke zugrunde, 
dass jeder Mensch in jedem Staat der Welt die gleichen, unantastbaren und 
unveräußerlichen Rechte besitzt, die ihn vor Willkür und Gewalt schützen. Werte wie 
Gleichheit und Freiheit wurden als zentrale Elemente des Menschseins herausgestellt 
und als Würde des Menschen hervorgehoben. Für zahlreiche weitere Übereinkommen 
und Konventionen im internationalen Menschenrechtsschutz bildete die AEMR die 
Grundlage, beispielsweise für den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt) oder den Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte (UN-Zivilpakt).   
 
Was bedeutet es, dass Menschenrechte angeboren, unveräußerlich, universell und 
unteilbar sind? 
„Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren“: Dieser erste Satz 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte sichert jedem Menschen – weltweit und 
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sozialer 
Anschauung – gleiche Rechte und Freiheiten zu. Menschenrechte sind angeboren, 
unveräußerlich, universell und unteilbar. Universell sind sie, weil sie für alle Menschen 
und überall gelten. Unveräußerlich sind sie, weil sie jedem Menschen aufgrund seines 
„Menschseins“ zustehen – niemand kann, selbst wenn er oder sie schwere Verbrechen 
zu verantworten hat, seine Menschenrechte verlieren. Unteilbar sind Menschenrechte, 
weil die verschiedenen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Rechte gleichwertig 
sind – unter ihnen gibt es keine Hierarchie.  
 
Welche Bedeutung hat die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte für den 
internationalen Menschenrechtsschutz? 
Die AEMR ist kein rechtlich verbindliches Dokument im Sinne eines völkerrechtlichen 
Vertrages. Aus einer politischen Perspektive heraus spielte und spielt die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte hingegen eine zentrale Rolle und wurde zum Ursprung 
vieler verbindlicher menschenrechtlicher Abkommen. 1966 wurden der UN-Sozialpakt 
und der UN-Zivilpakt angenommen, in denen ein großer Teil der Freiheits- und 
Sozialrechte der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte enthalten sind. Beide Pakte 
wurden inzwischen von den meisten Staaten ratifiziert und sind damit ebenfalls 
völkerrechtlich bindend. Auch für zahlreiche weitere Verträge und Übereinkommen 
bildete die AEMR die Grundlage, so zum Beispiel die Antifolterkonvention, die Genfer 
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Flüchtlingskonvention, die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes sowie die 
Konvention für die Rechte der Frauen. Die Bestimmungen der AEMR wurden wiederum 
in zahlreiche nationale Verfassungen aufgenommen – und damit einklagbar gemacht. 
Juristisch werden heute Teile der AEMR als Gewohnheitsrecht betrachtet, das heißt als 
eine rechtliche Praxis, die allgemein anerkannt und angewandt wird und deshalb 
bindend ist. 
 
Können Menschenrechte eingeschränkt werden? 
Einige besonders wichtige Menschenrechte gelten absolut und dürfen unter keinen 
Umständen eingeschränkt werden. Beispiele dafür sind das Verbot von Folter und 
unmenschlicher Behandlung oder Strafe, das Genozidverbot, das Sklavereiverbot und der 
Grundsatz „keine Strafe ohne Gesetz“. Zur Absolutheit dieser Garantie gehört, dass sie 
auch in Zeiten von Krieg und staatlichem Notstand nicht außer Kraft gesetzt, d.h. nicht 
„derogiert“ werden darf.  
 
Die meisten Menschenrechte gelten jedoch nicht absolut. Für jedes einzelne Recht gibt 
es klare Bestimmungen, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Ausmaß dieses 
eingeschränkt werden darf. So ist es beispielsweise erlaubt, dass der Staat zur Wahrung 
der nationalen Sicherheit oder zum Schutz der Rechte anderer die Meinungsfreiheit 
einschränken kann. 
Wegen erschwerter Bedingungen etwa in Kriegszeiten ist es dem Staat jedoch nicht 
immer möglich, alle Menschenrechte unter allen Umständen einzuhalten. Unter 
gewissen Bedingungen ist es daher erlaubt, einzelne Menschenrechtsgarantien 
vorübergehend außer Kraft zu setzen. Manche Menschenrechtsinstrumente enthalten zu 
diesem Zweck eine sogenannte Derogationsklausel. Spezifischen Schutz in 
Kriegssituationen bietet das humanitäre Völkerrecht. 
 
Gab es Menschenrechte schon vor der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte? 
Das moderne Konzept der Menschenrechte entstand in der Zeit der Aufklärung im 18. 
Jahrhundert. Die Virginia Bill of Rights (1776) in Nordamerika und die Déclaration des 
Droits de l'Homme et du Citoyen (1789) in Frankreich waren die ersten 
Menschenrechtserklärungen auf nationaler Ebene und bildeten die Grundlage für die 
weitere Entwicklung. Sie basierten zwar bereits auf dem Grundsatz, dass alle Menschen 
frei geboren sind und angeborene Rechte besitzen, ließen jedoch weite Teile der 
Bevölkerung aus, darunter Frauen, indigene Völker und Menschen in Sklaverei, denen 
diese Rechte abgesprochen wurden. 
 
Im zwischenstaatlichen Verhältnis spielten Menschenrechte im 18. und 19. Jahrhundert 
kaum eine Rolle. Im Völkerrecht galt der Grundsatz der absoluten Staatssouveränität. Die 
Staaten entschieden also selbst, ob sie ihren Bürgern überhaupt – und wenn ja welche – 
Rechte gewährten. Erst die Schrecken des Zweiten Weltkrieges brachten die Erkenntnis, 
dass das Individuum auf internationaler Ebene vor Misshandlungen durch den Staat 
geschützt werden muss. Angesichts der grauenvollen Geschehnisse konnte eine starre 
Einhaltung der staatlichen Souveränität und des völkerrechtlichen Prinzips der 
Nichteinmischung nicht mehr gerechtfertigt werden. Man begann die Menschenrechte zu 
internationalisieren, um einen wirksameren Schutz des Einzelnen zu erreichen. 
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Der Durchbruch für die internationale Menschenrechtsbewegung kam mit der 
Verankerung der Menschenrechte in der Charta der Vereinten Nationen von 1945. Die 
Menschenrechte wurden im Vorwort „als das von allen Völkern und Nationen zu 
erreichende gemeinsame Ideal“ bezeichnet. Damit wurden sie zur internationalen 
Angelegenheit erklärt. Der erste Artikel der Charta nennt als eines ihrer Ziele, die 
„Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse4, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen“. Die 
Einhaltung und Verwirklichung der Menschenrechte wurde zum ersten Mal als eine 
Voraussetzung für Wohlfahrt, Stabilität und friedliche Beziehungen zwischen den 
Staaten angesehen. 
 
Welche weiteren Menschenrechtsabkommen gibt es? 
Auf Ebene der UN gibt es zahlreiche Sonderabkommen, die bestimmte Menschenrechte 
oder die Rechte bestimmter gefährdeter Gruppen noch einmal gesondert schützen. 
Wichtige UN-Konventionen sind zum Beispiel das Internationale Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (ICERD), das Übereinkommen gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
(CAT), das Übereinkommen über die Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau (CEDAW), das Übereinkommen über die Rechte des Kindes (CRC), das 
Übereinkommen zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen (ICRMW) und die Konvention zum Schutz der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (CRPD). 
 
Parallel zur internationalen Entwicklung fand vielerorts auch auf regionaler Ebene eine 
Weiterentwicklung der Menschenrechte statt. In Europa wurde 1950 die Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK) unterzeichnet, die 1953 in Kraft trat. 1959 
konstituierte sich der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), der seinen 
Sitz in Straßburg hat. Seit einer Reform 1998 kann jede Person, die sich in einem 
Unterzeichnerstaat aufhält, eine Individualbeschwerde beim EGMR einreichen. 1979 
folgten die Entstehung des amerikanischen Gerichtshofes sowie 1998 die des 
afrikanischen Gerichtshofes (1998) für Menschenrechte. Außerhalb Europas sind vor 
allem die Amerikanische Menschenrechtskonvention und die Afrikanische Charta der 
Rechte der Menschen und der Völker (Banjul Charta) zu nennen.  
 
Wer überwacht die Umsetzung der Menschenrechtsabkommen? 
Für die Umsetzung der Menschenrechte sind in erster Linie die Staaten und ihre 
Gerichte verantwortlich. Viele Staaten verfügen heute außerdem über nationale 
Menschenrechtskommissionen, welche die grundsätzliche Umsetzung der 
Menschenrechte durch die staatlichen Gewalten prüfen. In Deutschland übernimmt 
diese Aufgabe das Deutsche Institut für Menschenrechte. Die Erfahrung zeigt allerdings, 
dass nationale Mechanismen Menschenrechtsverletzungen oft nicht verhindern können. 

                                                 
4 Amnesty International verwendet den Originaltext der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) in der 
offiziellen UN-Übersetzung. Diese Übersetzung verwendet noch den Begriff der "Rasse", den Amnesty 
International  ausdrücklich ablehnt. Die Vorstellung, Menschen ließen sich in bestimmte "Rassen" (unterschiedlicher 
"Wertigkeit") einteilen, war wesentlicher Bestandteil der rassistischen, menschenverachtenden Politik der deutschen 
Vergangenheit und widerspricht dem Geist der AEMR. 
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Deshalb hat das Völkerrecht eine Vielzahl internationaler Überwachungsmechanismen 
geschaffen. Besonders bedeutsam sind die Aktivitäten des UN-Menschenrechtsrats, der 
internationalen Strafgerichte und der Überwachungsorgane der einzelnen 
Menschenrechtskonventionen.  
 
Der UN-Menschenrechtsrat löste im März 2006 die UN-Menschenrechtskommission ab. 
Der Rat mit Sitz in Genf besteht aus 47 Mitgliedstaaten und ist der UN-
Generalversammlung direkt unterstellt. Seine Mitglieder werden von der UN-
Generalversammlung mit absoluter Mehrheit für drei Jahre gewählt. Alle Mitglieder 
müssen freiwillige Verpflichtungen im Bereich der Menschenrechte formulieren.  
Wenn Berichte über schwere Menschenrechtsverletzungen in einem Mitgliedstaat 
vorliegen, kann dieser durch eine Zweidrittelmehrheit aus dem Rat ausgeschlossen 
werden. Mit einem Evaluationsmechanismus soll die Einhaltung der 
Menschenrechtsverpflichtungen aller Staaten überprüft werden können. 
 
Die Überwachungsorgane der UN-Menschenrechtsabkommen haben die Aufgabe, die 
Einhaltung der einzelnen Konventionen zu überprüfen. Hat ein Staat eine Konvention 
ratifiziert, ist er dazu verpflichtet, dem jeweiligen Überwachungsausschuss regelmäßig 
einen Bericht über die Einhaltung der jeweiligen Menschenrechtspflichten vorzulegen. 
Die Berichte werden geprüft, mit Berichten von NGOs (sogenannte „shadow reports“) 
verglichen und mit einer Delegation des Staates in öffentlichen Sitzungen diskutiert. 
Darauf aufbauend formuliert der Ausschuss abschließende Beobachtungen („concluding 
observations“) und Empfehlungen („recommendations“). Obwohl die Entscheidungen 
der Ausschüsse nicht rechtlich bindend sind, akzeptieren die meisten Staaten die 
Empfehlungen zumindest teilweise und setzen sie um.  
Bedeutsam sind die Empfehlungen auch für die NGOs im betreffenden Land, da sie 
ihnen den Rücken stärken und ihre Arbeit erleichtern. Die meisten Konventionen bieten 
auch die Möglichkeit für Individualbeschwerden. 
 
Im Juli 2002 nahm der Internationale Strafgerichtshof (ICC) in Den Haag seine Arbeit 
auf. Der ICC ist ein permanentes internationales Strafgericht, das für die Beurteilung 
besonders schwerer Straftaten zuständig ist: Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. Daneben gibt es sogenannte Ad-Hoc Tribunale, 
die sich mit schweren Menschenrechtsverletzungen in Zusammenhang mit spezifischen 
Konflikten befassen (Ex-Jugoslawien, Ruanda, Sierra Leone, Kambodscha). 
 
Menschenrechtsgerichtshöfe, die zu allen Menschenrechtsverletzungen Urteile erlassen 
können, gibt es in Europa, Amerika und Afrika. Über die Verwirklichung der 
Amerikanischen Menschenrechtskonvention wachen die Interamerikanische 
Menschenrechtkommission und der Interamerikanische Gerichtshof. Die Einhaltung der 
Banjul Charta wird von der Afrikanischen Kommission für Menschenrechte und die 
Rechte der Völker kontrolliert. Ihre Arbeit wird seit Juni 2006 vom Afrikanischen 
Gerichtshof für Menschenrechte und die Rechte der Völker ergänzt und gestärkt. Beim 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte können sowohl Individuen als auch 
Staaten klagen, die die Europäische Menschenrechtskonvention unterzeichnet haben. 
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Während die Möglichkeit der Individualbeschwerde sehr häufig genutzt wird, gibt es 
kaum Staaten, die gegenüber anderen Staaten Beschwerde einreichen.  
 
Die Kapazität der internationalen Mechanismen zur Überwachung der 
Menschenrechtssituation ist begrenzt. Deshalb spielen NGOs wie Amnesty International 
für die Verwirklichung der Menschenrechte eine wichtige Rolle. Sie berichten über die 
Situation der Menschenrechte im Allgemeinen, untersuchen mögliche Verletzungen in 
konkreten Fällen, stehen Betroffenen bei und intervenieren bei den zuständigen 
Behörden.  
Außerdem mobilisieren sie die Öffentlichkeit gegen Regierungen, die die 
Menschenrechte systematisch und schwer verletzen, verfassen Berichte (sog. „shadow 
reports“) über die Einhaltung der Menschenrechte für die UN-Organe und betreiben 
Lobbyarbeit.  
 
Die Arbeit der NGOs wird durch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gestärkt 
und staatenübergreifend legitimiert. Sie hält fest, dass „alle Organe der Gesellschaft sich 
diese Erklärung stets gegenwärtig halten und sich bemühen […], die Achtung dieser 
Rechte und Freiheit zu fördern und durch fortschreitende Maßnahmen im nationalen und 
internationalen Bereiche ihre Anerkennung und Verwirklichung“ zu gewährleisten. 
 
Wie können Menschenrechte eingeklagt werden? 
Eine mögliche Verletzung der Menschenrechte muss zuerst auf nationaler Ebene 
eingeklagt werden. Erst wenn alle nationalen Instanzen durchlaufen sind, ist eine 
internationale Beschwerde möglich. Je nach Herkunftsland und je nach Stand und Art 
der Ratifikationen im jeweiligen Land kann die Beschwerde an ein regionales oder 
internationales Kontrollorgan gerichtet werden. Wer also zum Beispiel in Deutschland vor 
den Gerichten keinen Erfolg mit einer Klage hat, kann vor den Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg ziehen.  
 
Wenn Staaten internationale Menschenrechtsverträge unterzeichnen, bedeutet dies 
allerdings nicht, dass die Rechte sofort von den Bürgern eingefordert werden können. 
Um ein Recht einklagen zu können, muss es zuerst in der nationalen Gesetzgebung 
verankert sein. In Deutschland muss das völkerrechtliche Abkommen zuerst explizit in 
Form von Gesetzen ins Rechtssystem integriert werden, damit es in Kraft treten kann. 
Weiter muss geklärt werden, ob das Recht „self-executing“ ist, das heißt, ob es 
ausreichend präzise und einklagbar ist. Manche Verträge enthalten Regeln, die nicht 
direkt anwendbar sind oder die Staaten nur dazu verpflichten, nationale Gesetzgebung in 
diesem Bereich zu erlassen. Die politischen und bürgerlichen Rechte werden im 
Gegensatz zu den sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Rechten als „self-executing“ 
angesehen. 
 
Sind Menschenrechte wirklich universell gültig?  
Obwohl die Menschenrechte seit der Verabschiedung der AEMR 1948 weltweit 
zunehmend Zustimmung finden, wird die Frage nach ihrer allgemeinen Gültigkeit nach 
wie vor diskutiert. Ein nicht verstummender Vorwurf lautet, dass die Menschenrechte ein 
westliches Kulturprodukt seien. Die Frage nach der universellen Geltung der 
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Menschenrechte taucht in der Praxis immer wieder dort auf, wo sich Staaten über den 
konkreten Inhalt einer Garantie, die Schranken der Menschenrechte und den Rang der 
Garantien uneinig sind. Schließlich werden einzelne Garantien unter Berufung auf 
religiöse Gebote oder kulturelle Traditionen in Frage gestellt.  
 
Menschenrechte haben trotz dieser Kontroversen eine hohe moralische und auch 
politische Bedeutung. Staatsoberhäupter können Menschenrechte nicht einfach 
ignorieren, wenn sie auf internationaler Bühne anerkannt werden und bestehen wollen. 
Darüber hinaus besitzt die Menschenwürde in Kulturen weltweit einen hohen 
Stellenwert, und willkürliche Hinrichtungen, Genozid oder brutale Folter gelten nirgends 
als verteidigungswürdige Werte. Unabhängig vom kulturellen Hintergrund haben 
Menschen weltweit dieselben Grundbedürfnisse und erleben Ungerechtigkeiten auf sehr 
ähnliche Weise.  
 
Schwere Menschenrechtsverletzungen gefährden die politische und die wirtschaftliche 
Stabilität und können somit den internationalen Frieden oder den internationalen Handel 
bedrohen. Die langfristigen Interessen der Staaten und der Staatengemeinschaft an 
stabilen Handelsbeziehungen und ausländischen Investitionen erleichtern daher – trotz 
immer wieder feststellbarer Rückschläge – ebenfalls die Etablierung eines wachsenden 
internationalen Konsens über Menschenrechtsfragen. 
 
Verständigung in Menschenrechtsfragen über kulturelle Grenzen hinweg ist angesichts 
einer Welt, die immer vernetzter wird, letztlich unverzichtbar. Kulturen sind keine 
statischen Größen; sie wandeln sich ständig, und sie beeinflussen sich gegenseitig. Der 
interkulturelle Dialog zu Menschenrechtsfragen ist deshalb unumgänglich.  
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 
Geschichte ihrer Verabschiedung 
 

„Human Rights“, „Derechos Humanos“, 
„Droits de l'homme”: Das wohl bekannteste 
Fotomotiv der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte existiert gleich in 
mehreren Varianten. Es zeigt die US-
Diplomatin und Menschenrechtsaktivistin 
Eleanor Roosevelt, wie sie ein 
überdimensionales Plakat der 
Menschenrechtserklärung in ihren Händen 
hält –jeweils in englischer, spanischer und 
französischer Übersetzung. 

 
Das Plakat wurde auch auf Chinesisch und Russisch gedruckt. Darin spiegelten sich die 
unterschiedlichen Sprachen der Mitglieder der UN-Menschenrechtskommission wider, 
die für die Entwicklung und Ausarbeitung der Menschenrechtserklärung von 1946 bis 
1948 verantwortlich waren. Die Vorsitzende dieser Kommission war Eleanor Roosevelt.  
 
Die Menschenrechtserklärung wurde am 10. Dezember 1948 in Paris unterzeichnet. Die 
Fotos entstanden allerdings erst ein Jahr danach, im November 1949, in einem kleinen 
Ort namens Lake Success im US-Bundesstaat New York. Der Grund: Von 1946 bis 1951 
beherbergte Lake Success die Vereinten Nationen, weil das UN-Hauptquartier in New 
York City noch nicht fertiggestellt war. 
 
Eine neue politische Weltordnung war sprichwörtlich im Aufbau. Die unvorstellbaren 
Schrecken des Zweiten Weltkrieges und die Verbrechen der Nationalsozialisten in 
Deutschland lagen nur wenige Jahre zurück. Der Plan für die neue Weltordnung wurde 
allerdings schon während des Krieges geschmiedet: Im August 1941 unterzeichneten 
US-Präsident Franklin D. Roosevelt und der britische Premierminister Winston Churchill 
die sogenannte Atlantik-Charta. Sie enthielt gemeinsame Grundsätze für eine friedliche 
internationale Politik und bildete das grundlegende Dokument für die spätere Gründung 
der Vereinten Nationen und die Menschenrechtserklärung.  
 
Eleanor Roosevelt kam eine besondere Rolle zu. Sie war eine engagierte Journalistin, 
Autorin und Menschenrechtsaktivistin. Dass sie mit Franklin D. Roosevelt verheiratet und 
somit von 1933 bis 1945 die First Lady der USA gewesen ist, wusste sie für ihre 
Anliegen zu nutzen. So unterstützte sie die amerikanische Bürgerrechtsbewegung und 
setzte sich für Frauenrechte ein, indem sie beispielsweise wöchentlich 
Pressekonferenzen nur für Journalistinnen organsierte, um ihre Programme vorzustellen 
und die Rolle von Frauen im öffentlichen Leben zu stärken.  
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Als Franklin D. Roosevelt 1945 starb, wurde Harry S. Truman Präsident der USA. Wegen 
ihrer Durchsetzungsfähigkeit und moralischen Urteilskraft ernannte dieser Eleanor 
Roosevelt 1945 zur US-Delegierten für die Vereinten Nationen. 1947 wählte die UN-
Menschenrechtskommission sie in ihrer ersten Sitzung einstimmig zur Vorsitzenden. 
Diese 18 Männer und Frauen waren schließlich für die Erarbeitung der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte verantwortlich.   
 
Mitglieder der Kommission wie der Franzose René Cassin, der US-Amerikaner John P. 
Humphrey, der libanesische Diplomat Charles Malik sowie der chinesische 
Menschenrechtsaktivist und Diplomat Peng Chun Chang trugen wesentlich zur 
Ausarbeitung der Menschenrechtsartikel bei. Historische Vorbilder wie die Französische 
Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (1789) oder die Amerikanische Bill of Rights 
(1791) dienten als Grundlage.  
 
Die Kommission stieß bald an politische Grenzen. Der grundlegende Konflikt zwischen 
Ost und West und der beginnende Kalte Krieg bestimmten auch die Verhandlungen zur 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Während die westlichen Staaten die 
bürgerlichen und politischen Rechte als zentral für die Menschenwürde betrachteten, 
legten die Staaten des damaligen Ostblocks Wert auf kollektive Rechte wirtschaftlicher 
und sozialer Art. Mit diplomatischem Geschick gelang es Eleanor Roosevelt jedoch, die 
unterschiedlichen Sichtweisen zusammenzubringen.    
 
So fand die Menschenrechtserklärung in der UN-Generalversammlung, trotz der 
zahlreichen Differenzen der Staaten über den Inhalt und Umfang, nahezu universelle 
Akzeptanz. Dies war möglich, weil zwischen den Staaten Einvernehmen bestand, dass 
die Erklärung selbst keine rechtsverbindlichen Normen hervorbringen sollte. Die 
Präambel beschreibt die Erklärung dementsprechend als „das von allen Völkern und 
Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal“, das zur Förderung und Gewährleistung der 
Menschenrechte auf nationaler und internationaler Ebene beitragen sollte. Bei der 
Abstimmung am 10. Dezember 1948 gab es 48 Ja-Stimmen und keine Gegenstimmen. 
Für die Deklaration stimmten Länder wie Afghanistan, Australien, Bolivien, Brasilien, 
China, Kolumbien, Costa Rica, Kuba, Äthiopien, Frankreich, Griechenland, Libanon, 
Liberia, Luxemburg, Pakistan, Panama, Paraguay, Peru, Philippinen, Siam, Schweden, 
Syrien, Türkei, Großbritannien, USA. Acht Länder enthielten sich: Jugoslawien, Polen, 
Saudi-Arabien, Sowjetunion, Südafrika, Tschechoslowakei, Ukraine und Weißrussland.  
  
„Wir stehen heute an der Schwelle eines großen Ereignisses im Leben der Vereinten 
Nationen und im Leben der Menschheit“, sagte Eleanor Roosevelt, als sie die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte der UN-Generalversammlung als „internationale Magna 
Charta aller Menschen“ vorstellte. Der Inhalt der Erklärung war revolutionär: Erstmals 
wurden allen Menschen universelle und elementare Rechte zugesprochen. Die 
Menschenrechtserklärung stellte die Weichen für zukünftige Verfassungen und 
Menschenrechtsabkommen, die sich an dieser Erklärung orientieren mussten. Die 
internationale Gemeinschaft erkannte an, dass Gleichheit, Freiheit und Sicherheit für 
alle Menschen galten.  
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Eleanor Roosevelt formulierte es so: Menschenrechte gelten "an den kleinen Orten, nahe 
dem eigenen Zuhause. So nah und so klein, dass diese Orte vielleicht auf keiner 
Landkarte der Welt gefunden werden können. Und doch sind diese Orte die Welt des 
Einzelnen: die Nachbarschaft, in der wir leben, die Schule oder die Universität, die wir 
besuchen, die Fabrik, der Bauernhof oder das Büro, in dem wir arbeiten. Das sind die 
Orte, wo jeder Mann, jede Frau und jedes Kind gleiche Rechte, gleiche Chancen und 
gleiche Würde ohne Diskriminierung sucht."  
 
Dieses Gleichheitsprinzip ist eine der wichtigsten Errungenschaften des vergangenen 
Jahrhunderts. Menschen mögen zwar nicht gleich sein, ihre Rechte aber sind es. 
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Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte: 
Weitere Menschenrechtsabkommen 
 
INTERNATIONALE MENSCHENRECHTSABKOMMEN 
Die internationalen Abkommen sind die wichtigsten Rechtsquellen für die 
Menschenrechte. Darüber hinaus haben verschiedene regionale Organisationen 
wie der Europarat, die Afrikanische Union und die Organisation Amerikanischer 
Staaten wichtige regionale Menschenrechtsinstrumente verabschiedet. Der 
Grundstein für den Menschenrechtschutz wurde 1948 mit der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte gelegt. Da sie eine Erklärung und kein juristisch 
bindendes Instrument ist, wurden 1966 von der UN-Generalversammlung zwei 
für die Unterzeichnerstaaten verbindliche Konventionen verabschiedet: der 
Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN-
Sozialpakt) und der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(UN-Zivilpakt). Außerdem hat die UN-Generalversammlung eine Anzahl von 
Erklärungen und Konventionen zum Schutz bestimmter Rechte oder Personen 
mit bestimmten Bedürfnissen erarbeitet und verabschiedet. Zu vielen 
Konventionen wurden in der Folge Zusatzprotokolle erarbeitet, welche die 
Umsetzung und die Kontrollmechanismen festlegen und daher sehr wichtig sind: 
 

x Genozidkonvention von 1948 
x Antirassismuskonvention von 1965 
x Antifolterkonvention von 1984 
x Frauenrechtskonvention von 1979 
x Kinderrechtskonvention von 1989 
x Wanderarbeiterkonvention von 1990 
x Behindertenrechtskonvention von 2006 

 
Daneben existieren weitere internationale Abkommen, die für den Schutz der 
Menschenrechte von großer Bedeutung sind, aber nicht zu den 
Menschenrechtsabkommen im engeren Sinn gehören. In Kriegszeiten spielen die 
Genfer Konventionen von 1949 eine bedeutende Rolle für den Schutz der 
Menschen, insbesondere das Genfer Abkommen zum Schutz von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten und die Zusatzprotokolle von 1977. Sie enthalten Garantien zum 
Schutz von Personen, die nicht oder nicht mehr an den Feindseligkeiten 
teilnehmen, und beschränkt die erlaubten Kriegsmethoden und -mittel.  
Seit 1998 existiert zudem das Rom-Statut des Internationalen Strafgerichtshofs. 
Die Gerichtsbarkeit dieses Gerichtshofs, der 2002 seine Arbeit aufnahm, 
erstreckt sich auf das Verbrechen des Völkermords, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, auf Kriegsverbrechen und das Verbrechen der Aggression.  
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Die wichtigste Konvention in Europa ist die Europäische Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), die vom Europarat 
1950 verabschiedet wurde. Eine Anzahl von Zusatzprotokollen ergänzen die 
Bestimmungen der Konvention, so zum Beispiel die Protokolle 6 und 13, mit 
denen die Todesstrafe abgeschafft wurde. Die EMRK wurde 1961 durch die 
Europäische Sozialcharta ergänzt. Weiter wurde ein Übereinkommen zur 
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe verabschiedet.  
 
Ähnlich wurde auf dem interamerikanischen Kontinent die Amerikanische 
Menschenrechtskonvention angenommen. Infolge des weit verbreiteten 
politischen Terrors auf dem Kontinent wurden eine Interamerikanische 
Konvention zur Verhütung und Bestrafung von Folter und eine 
Interamerikanische Konvention über das Verschwindenlassen von Personen 
erlassen.  
 
Die Afrikanische Menschenrechtskonvention, die Banjul Charta der 
Menschenrechte und Rechte der Völker wurden 1986 verabschiedet. Die 
Arabische Menschenrechtscharta wurde 1994 vom Rat der Arabischen Liga 
verabschiedet – diese konnte allerdings mangels ausreichender Ratifizierungen 
nicht in Kraft treten. 2004 wurde eine überarbeitete Version angenommen, die 
2008 rechtswirksam wurde. Im asiatischen Raum gibt es bis heute keine 
regionale Konvention über die Menschenrechte.  
 
INTERNATIONALE MENSCHENRECHTSABKOMMEN UND RATIFIZIERUNGEN 
Bei der Unterzeichnung eines Menschenrechtsvertrages bekräftigen Staaten, 
dass sie den Inhalten des Vertrages zustimmen. Völkerrechtlich verbindlich wird 
ein solcher Vertrag jedoch erst bei der Ratifikation. Diese erfolgt in der Regel 
durch das jeweilige Staatsoberhaupt. Mit einer Ratifikation geht jedoch auch ein 
innerstaatlicher Ratifizierungsprozess einher: Hier muss zunächst eine rechtliche 
Grundlage dafür geschaffen werden, damit ein völkerrechtlicher Vertrag in 
innerstaatliches Recht umgesetzt werden kann –oftmals ein sehr zeitaufwändiger 
Prozess. In Kraft treten Menschenrechtsverträge erst, wenn eine vertraglich 
festgelegte Anzahl an Staaten sie völkerrechtlich ratifiziert hat. 
 
 
 
 
 
 
 



SEITE 22 / 38 

 
 
 
 
 

PRESSEINFORMATION 

                                                 
5 Stand: 4 Juni 2018. Vgl.: http://indicators.ohchr.org/ 

Kurztitel Offizieller Titel Aktuelle 
Ratifizierungen 5 

Unterzeichnung 
(Inkrafttreten) 

UN Pakt I (Sozialrechte) Internationaler Pakt 
über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle 
Rechte (ICESCR) 

168 16. Dezember 
1966 (3. Januar 
1976) 

UN Pakt II (Bürgerrechte) Internationaler Pakt 
über bürgerliche und 
politische Rechte 
(ICCPR) 

171 16. Dezember 
1966 (23. März 
1976) 

Antirassismuskonvention
  

Internationales 
Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder 
Form von 
Rassendiskriminierun
g (ICERD) 

179 21. Dezember 
1965 (4. Januar 
1969) 
 

Antifolterkonvention Übereinkommen 
gegen Folter und 
andere grausame, 
unmenschliche oder 
erniedrigende 
Behandlung oder 
Strafe (CAT) 

164 10. Dezember 
1984 (26. Juni 
1987) 
 

Frauenrechtskonvention 
 

Übereinkommen über 
die Beseitigung jeder 
Form von 
Diskriminierung der 
Frau (CEDAW) 

189 18. Dezember 
1979 (3. 
September 1981)  
 

Kinderrechtskonvention 
 

Übereinkommen über 
die Rechte des 
Kindes (CRC) 

196 20. November 
1989 (2. 
September 1990)  

Wanderarbeiterkonvention 
 

Übereinkommen zum 
Schutz der Rechte 
aller 
Wanderarbeitnehmer 
und ihrer 
Familienangehörigen 
(ICRMW) 

51 18. Dezember 
1990 (1. Juli 
2003) 
 

Behindertenrechtskonven
tion 
 

Konvention zum 
Schutz der Rechte 
von Menschen mit 

177 13. Dezember 
2006 (3. Mai 
2008) 
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Titel Unterzeichnung  

Europäische Menschenrechtskonvention 1950 

Amerikanische Menschenrechtskonvention 1969 

Afrikanische Charta der Menschen- und 

Völkerrechte 

1981 

Arabische Charta der Menschenrechte 2008 

Menschenrechtserklärung der ASEAN 2012 

 
Stand: September 2018 

 
 

Behinderungen 
(CRPD) 

 

Konvention gegen das 
Verschwindenlassen 
 

Konvention gegen das 
Verschwindenlassen 
von Personen 

58 20. Dezember 
2006 

    
Genozidkonvention Übereinkommen über 

die Verhütung und 
Bestrafung des 
Völkermordes 

149 
 

9. Dezember 
1948 (12. Januar 
1951) 

Genfer 
Flüchtlingskonvention 

Abkommen über die 
Rechtsstellung der 
Flüchtlinge  

145 28. Juli 1951 
(22. April 1954) 

- Konvention zur 
Unterbindung des 
Menschenhandels 
und der Ausnutzung 
der Prostitution 
anderer 

82 21. März 1950 
(25. Juli 1951) 

- Römer Statut des 
Internationalen 
Strafgerichtshofs 

123 17. Juli 1998 (1. 
Juli 2002) 

- Vertrag über den 
Waffenhandel (Arms 
Trade Treaty, ATT)  

95 2. April 2013 
(24. Dezember 
2014) 
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Das Diskriminierungsverbot 
 
Diskriminierung ist die benachteiligende, ungleiche und ausgrenzende Behandlung von 
Gruppen und Einzelpersonen ohne sachlich gerechtfertigten Grund und stellt eine 
schwerwiegende Menschenrechtsverletzung dar. Diskriminierte Menschen werden 
aufgrund individueller oder gruppenspezifischer Merkmale systematisch an der 
Ausübung ihrer Menschenrechte gehindert. In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist das Diskriminierungsverbot in Artikel 2 verankert:  
 
„(1) Jeder Mensch hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und 
Freiheiten, ohne irgendeine Unterscheidung, wie etwa nach Rasse6, Farbe, Geschlecht, 
Sprache, Religion, politischer und sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer 
Herkunft, nach Eigentum, Geburt oder sonstigen Umständen. 
 
(2) Weiter darf keine Unterscheidung gemacht werden auf Grund der politischen, 
rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person 
angehört, ohne Rücksicht darauf, ob es unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, 
keine Selbstregierung besitzt oder irgendeiner anderen Beschränkung seiner Souveränität 
unterworfen ist.“ 
 
Eine Handlung ist dann diskriminierend, wenn sie sich in negativer Art und Weise auf 
ein Merkmal wie Herkunft, Religion, Sprache, physisches Äußeres, Abstammung, 
Geschlecht, sexuelle Orientierung, Alter oder Behinderung bezieht. In der Praxis kann 
Diskriminierung verschiedene Formen annehmen: Teilen der Bevölkerungen wird der 
Zugang zu Bildung erschwert, bei der Wohnungssuche werden Staatsangehörige 
bevorzugt, öffentliche Gebäude sind für Menschen im Rollstuhl nicht zugänglich oder 
People of Color werden systematisch zum Ziel von Polizeikontrollen. Weltweit erleiden 
außerdem Frauen und Mädchen Menschenrechtsverletzungen wegen ihres Geschlechts.  
 Der Schutz vor Diskriminierung ist ein Menschenrecht – rassistische 
Diskriminierung ist deshalb ein direkter Angriff auf die Menschenwürde und verhindert 
ein friedliches Zusammenleben. Auch in Deutschland machen Menschen täglich 
rassistische Erfahrungen. Sie werden aufgrund ihrer vermeintlichen Religion oder 
rassistischer Zuschreibungen diskriminiert und ausgegrenzt. Verantwortlich für 
rassistische Diskriminierung können sowohl Privatpersonen oder Unternehmen sein als 
auch der Staat. Dieser hat eine doppelte Verpflichtung: Der Staat darf einerseits nicht 
selbst diskriminieren. Andererseits muss er im Rahmen seiner Schutzpflicht 
Bedingungen schaffen, um Diskriminierung durch Einzelpersonen oder andere private 
Akteure zu unterbinden, zum Beispiel durch gesetzliche Vorgaben und Verbote. 
 Ein Beispiel: Viele der 10 bis 12 Millionen in Europa lebenden Roma werden 

                                                 
6 Amnesty International verwendet den Originaltext der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) in der 
offiziellen UN-Übersetzung. Diese Übersetzung verwendet noch den Begriff der "Rasse", den Amnesty International  
ausdrücklich ablehnt. Die Vorstellung, Menschen ließen sich in bestimmte "Rassen" (unterschiedlicher "Wertigkeit") 
einteilen, war wesentlicher Bestandteil der rassistischen, menschenverachtenden Politik der deutschen Vergangenheit 
und widerspricht dem Geist der AEMR. 
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systematisch diskriminiert, etwa beim Zugang zu schulischer Bildung oder in ihrem 
Recht auf angemessenes Wohnen. In einem 2014 veröffentlichten Bericht 
dokumentierte Amnesty International am Beispiel der EU-Länder Griechenland, 
Tschechien und Frankreich, wie die Polizei bei gewalttätigen Angriffen auf Roma vielfach 
nicht eingreift und gegen die Täter nicht ernsthaft ermittelt.7 
 Im Januar 2017 verbot US-Präsident Donald Trump Bürgern aus dem Irak, Iran, 
Jemen, Libyen, Somalia, Sudan und Syrien per Dekret für 90 Tage die Einreise in die 
Vereinigten Staaten. Mit der Begründung, die Anordnung stelle eine Diskriminierung von 
Muslimen dar, wurden Klagen eingereicht. 
 Diskriminierung kann sogar dazu führen, dass das eigene Leben in Gefahr gerät. 
Die eigene sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität ausleben zu können, ist 
ein Menschenrecht – Lesben und Schwule, Bisexuelle, Transgender und 
Intergeschlechtliche Menschen sind dennoch weltweit in vielen Ländern von 
Diskriminierung betroffen. In Kamerun, zum Beispiel leben LGBTI-Personen gefährlich, 
weil dort gleichgeschlechtliche Beziehungen unter Strafe gestellt sind. In Malaysia 
werden LGBTI-Personen kriminalisiert.8 In Armenien, Belarus, Kasachstan und 
Kirgisistan müssen sich Gruppen, die sich für LGBTI-Rechte stark machen, vor 
Anfeindungen in Schutz nehmen.9 In zahlreichen anderen Ländern, darunter etwa die 
Türkei oder der Libanon, versuchen die Regierungen regelmäßig, Pride-Märsche zu 
unterbinden.10 
 
Eine aktive Zivilgesellschaft ist unersetzlich, um Diskriminierung in der Gesellschaft 
sichtbar zu machen und abzubauen. Aktivisten, die sich beispielsweise gegen Rassismus 
oder für LGBTI-Rechte einsetzen, tragen nicht nur dazu bei, die restliche Gesellschaft 
dafür zu sensibilisieren. Sie erinnern ihre Regierungen regelmäßig daran, dass sie nicht 
diskriminieren dürfen und dass es ihre menschenrechtliche Pflicht ist, ein Leben ohne 
Diskriminierung zu gewährleisten und aktiv gegen Diskriminierung vorzugehen.  
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
 
UNO-Sozialpakt (Art. 2, Art. 3), UNO-Zivilpakt (Art. 2, Art. 26), 
Antirassismuskonvention, Frauenrechtskonvention, Kinderrechtskonvention (Art. 2), 
Wanderarbeiterkonvention (Art. 7), Behindertenrechtskonvention, Europäische 
Menschenrechtskonvention (Art. 14), Europäische Sozialcharta Art. (20) 

 
 

                                                 
7 https://www.amnesty.de/2014/4/7/gewalt-gegen-roma-europa-nimmt-zu 
8 https://www.queeramnesty.de/meldungen/artikel/jahr/2018/view/malaysia-schutz-der-rechte-von-lgbti-
personen.html 
9 https://www.queeramnesty.de/meldungen/artikel/jahr/2018/view/homosexuellenfeindlichkeit-in-den-staaten-der-
ehemaligen-sowjetunion.html 
10 https://www.queeramnesty.de/meldungen/artikel/jahr/2018/view/tuerkei-regenbogenjagd-in-istanbul.html 



SEITE 26 / 38 

 
 
 
 
 

PRESSEINFORMATION 

Das Recht auf ein faires Verfahren 
 
Das Recht auf ein faires Verfahren gehört zu den Kernelementen eines Rechtsstaats. 11 
Rechtstaatlichkeit bedeutet, dass staatliches Handeln auf Gesetzen basiert und dass 
diese Gesetze öffentlich bekannt sind, gleichmäßig angewendet und effektiv 
durchgesetzt werden. Um ein faires Verfahren garantieren zu können, müssen Gerichte 
unabhängig und unparteiisch sein. Zivil- und Strafurteile müssen anfechtbar sein, damit 
Gerichtsentscheidungen aus erster Instanz gerichtlich überprüft werden können und 
Willkür verhindert wird. Beschuldigte, die sich wegen einer Straftat vor Gericht 
verantworten müssen, haben außerdem bestimmte Rechte, um sich möglichst gut gegen 
die Vorwürfe verteidigen zu können. Weiter bedeutet Rechtstaatlichkeit, dass jeder 
Angeklagte ein Recht auf einen Anwalt hat und auf die unentgeltliche Unterstützung 
durch einen Dolmetscher, wenn er die Verhandlungssprache des Gerichts nicht versteht 
oder spricht. Jede Person, die wegen einer Straftat angeklagt wird, gilt außerdem bis 
zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig. Ohne diese rechtsstaatlichen 
Prinzipien können Bürger eines Staates kein faires Verfahren vor Gericht erwarten, sie 
sind der Staatsgewalt willkürlich ausgeliefert. In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist das Recht auf ein faires Verfahren in Artikel 11 festgehalten:  
 
„Artikel 11: 
(1) Jeder Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, ist so lange als 
unschuldig anzusehen, bis seine Schuld in einem öffentlichen Verfahren, in dem alle für 
seine Verteidigung nötigen Voraussetzungen gewährleistet waren, gemäß dem Gesetz 
nachgewiesen ist. 
 
(2) Niemand kann wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die im 
Zeitpunkt, da sie erfolgte, auf Grund des nationalen oder internationalen Rechts nicht 
strafbar war. Desgleichen kann keine schwerere Strafe verhängt werden als die, welche 
im Zeitpunkt der Begehung der strafbaren Handlung anwendbar war.“ 
 
Tatsächlich werden in vielen Staaten weltweit rechtstaatliche Garantien ausgehebelt und 
das Recht auf ein faires Verfahren vor Gericht verletzt. In Thailand zum Beispiel 
schränkte die Militärregierung 2017 die Rechte auf Meinungs-, Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit systematisch und willkürlich ein. Studentische Aktivisten, 
Medienschaffende, Menschenrechtsanwälte, Politiker und andere Regierungskritiker 
wurden allein deshalb strafrechtlich verfolgt, weil sie diese Rechte friedlich 
wahrgenommen hatten. In vielen Fällen drohten den zivilen Betroffenen unfaire 
Verfahren vor Militärgerichten.  
 In Chile setzt die Polizei im gleichen Jahr nach wie vor exzessive Gewalt gegen 
Angehörige der indigenen Bevölkerungsgruppe der Mapuche ein, die sich gegen 
Landenteignungen und die Verdrängung ihrer kulturellen Identität wehren. Gegen 
                                                 
11 https://ec.europa.eu/migrant-integration/index.cfm?action=media.download&uuid=2A1C7545-A04D-36E6-
5C2AACE6C7B0079D 
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Angehörige der Mapuche kam das Antiterrorgesetz zur Anwendung, obwohl dies die 
internationalen Standards für ein faires Verfahren verletzte.12  
 Der ukrainische Filmemacher Oleg Sentsov verbüßt seit 2014 in einem Lager im 
westsibirischen Labytnangi eine 20-jährige Haftstrafe wegen angeblicher "terroristischer 
Aktivitäten". Amnesty International hatte das Strafverfahren gegen ihn aus verschiedenen 
Gründen als unfair eingestuft: So stützte sich das Urteil auf die Angaben eines Zeugen, 
der seine Aussage später widerrief und angab, seine ursprüngliche Aussage sei unter 
Folter erfolgt.13 
 Gefangene auf dem US-Marinestützpunkt Guantánamo auf Kuba werden seit 
Jahren ohne Anklage oder Gerichtsverfahren festgehalten. Es kam zu gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen wie Folter und anderen Misshandlungen, 
Verschwindenlassen, willkürlichen Inhaftierungen, exzessiver Gewalt und 
Zwangsernährung. Darüber hinaus wurden mehrere strafrechtliche Verfahren gegen 
Beschuldigte vor Militärkommissionen durchgeführt, die den internationalen Standards 
für faire Verfahren widersprechen.14 
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
UNO-Zivilpakt (Art. 2, Art. 14, Art. 15), Antirassismuskonvention (Art. 5), 
Antifolterkonvention (Art. 15), Kinderrechtskonvention (Art. 12, Art. 25 und Art. 40), 
Wanderarbeiterkonvention (Art. 18 und Art. 19), Behindertenrechtskonvention (Art. 12 
und Art. 13), Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 5, Art. 6, Art. 7) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
12 https://www.amnesty.de/jahresbericht/2018/chile 
13 https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/russische-foederation-inhaftierter-regisseur-oleg-sentsov-seit-14-mai-
im 
14 https://www.amnesty.de/2015/1/13/13-jahre-guantanamo-usa-ignorieren-menschenrechte 
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Das Folterverbot 
 
Das Verbot der Folter und der grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung oder Strafe ist eines der Menschenrechte, die absolut und ohne Ausnahme 
gelten. Heute enthalten die meisten internationalen und regionalen 
Menschenrechtsabkommen entsprechende Verbote. Hinter dem absoluten Verbot von 
Folter und Misshandlung steht ein weltweiter Konsens, dass solche Methoden die 
Menschenwürde verletzen. Die Menschenrechte basieren auf grundlegenden Werten, die 
im Umkehrschluss festlegen, was kein Mensch einem anderen antun darf, egal wie 
extrem die Umstände auch sein mögen. In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist das Folterverbot in Artikel 5 verankert:  
 
„Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe unterworfen werden.“ 
 
Mit Folter sind gemäß der UN-Antifolterkonvention von 1984 Handlungen gemeint, 
durch die einer Person große körperliche oder seelische Schmerzen zugefügt werden; 
diese Handlung muss mit der Absicht ausgeführt werden, Informationen oder eine 
Aussage zu erhalten, einzuschüchtern oder zu bestrafen; schließlich muss sie durch 
Vertreter eines Staates oder mit staatlichem Einverständnis begangen werden. 1984 
haben 155 Staaten die UN-Antifolterkonvention unterzeichnet. Das absolute Folterverbot 
ist inzwischen ein zwingendes Völkergewohnheitsrecht und gilt daher überall – selbst in 
Staaten, die nicht der UN-Antifolterkonvention beigetreten sind. 
 
Ein Garant für eine Welt ohne Folter ist die Konvention trotz allem nicht. In welchem 
Ausmaß weiterhin gefoltert wird, wird nur sehr selten untersucht. Amnesty International 
hat im Rahmen einer „Stop Folter“-Kampagne von 2014 bis 2016 Berichte über Folter 
und grausame Misshandlungen aus mehr als 140 Staaten aller Kontinente recherchiert 
und dokumentiert. Darunter waren auch viele Staaten, die die Konvention unterzeichnet 
hatten.  
Folter wird in vielen Ländern angewandt. Mal geht es darum, Informationen und 
„Geständnisse“ zu erhalten, oft wird Folter als Strafe eingesetzt oder um Angst und 
Schrecken zu verbreiten. 
 
In mehr als 30 afrikanischen Staaten – darunter Angola, Gabun, Sierra Leone und 
Tschad – standen Folter und andere Formen der Misshandlung bei Veröffentlichung des 
Amnesty-Berichts 2014 nicht unter Strafe. Die Afrikanische Charta der Menschenrechte 
und der Rechte der Völker beinhaltet ein ausdrückliches Folterverbot, dennoch gibt es 
nur in wenigen afrikanischen Ländern Gesetze, die Folter unter Strafe stellen. Und dort, 
wo Folter per Gesetz verboten ist, hat dies oft keine praktischen Folgen.  
 
Auch in vielen Ländern Asiens herrschen gravierende Defizite bei der Verhinderung und 
Bestrafung von Folter – die Philippinen sind dafür ein schwerwiegendes Beispiel. China 
und Nordkorea gehören zu den Ländern, in denen Folter mit Abstand am häufigsten 
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vorkommt. In einigen asiatischen Ländern werden immer noch Körperstrafen und 
Auspeitschungen verhängt.  
 
Auch auf dem europäischen Kontinent wurden Folter und andere Misshandlungen 
dokumentiert. Besonders in Ländern des östlichen Europas, etwa Russland, die Ukraine 
oder Belarus, sind Folter und andere Misshandlungen immer noch weit verbreitet. In 
Teilen der Europäischen Union  wurden Folter und andere Misshandlungen ebenfalls 
dokumentiert.  
 
Der Nahe und Mittlere Osten und Nordafrika befinden sich hinsichtlich der allgemeinen 
Menschenrechtslage seit fast einem Jahrzehnt im Umbruch. Anfänglich gab es die 
Hoffnung, diese würde sich verbessern, und damit auch die Aussicht auf ein Leben ohne 
Folter. Inzwischen ist diese Hoffnung vielerorts der Verzweiflung über ausbleibende 
Fortschritte gewichen – oder dem Entsetzen angesichts einer Katastrophe wie in Syrien, 
wo Folter großflächig angewandt wird.  
 
Der amerikanische Kontinent verfügt sowohl auf nationaler als auch auf regionaler Ebene 
über Antifoltergesetze und Kontrollmechanismen, die zu den solidesten weltweit zählen. 
Dennoch kommt es in vielen Ländern weiterhin zu Fällen von Folter und anderen 
Misshandlungen. Eine große Rolle spielt der Einsatz von Folter im sogenannten „Krieg 
gegen den Terror“. Die USA haben mit der Rechtfertigung von Methoden wie 
Waterboarding und mit der Folter-Praxis der Central Intelligence Agency (CIA) viel dazu 
beigetragen, Folter und Misshandlung vermeintlich zu legitimieren. In einer Reihe von 
Staaten akzeptieren auch weite Teile der Bevölkerung – wie in Mexiko – den Einsatz von 
Folter und anderer grausamer, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung zur 
Bekämpfung der hohen Rate an Gewaltverbrechen.  
 
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
 
UN-Zivilpakt (Art. 7), Antirassismuskonvention, Antifolterkonvention, 
Kinderrechtskonvention (Art. 19 und Art. 37), Wanderarbeiterkonvention (Art. 10), 
Behindertenrechtskonvention (Art. 15), Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 3), 
Europäische Antifolterkonvention 
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Das Recht auf freie Meinungsäußerung 
 
Meinungsfreiheit ist die Grundlage jeder demokratischen Ordnung. Sie ermöglicht 
gesellschaftliche Vielfalt und den friedlichen Austausch unterschiedlicher Ideen. Wo das 
Recht auf Meinungsfreiheit eingeschränkt wird, sind meist auch weitere Menschenrechte 
wie das Recht auf Versammlungsfreiheit in Gefahr. Das Recht auf Meinungsfreiheit 
befähigt außerdem dazu, rechtswidriges Handeln von Staaten öffentlich und auf 
mögliche Menschenrechtsverletzungen aufmerksam zu machen. Viele Regierungen 
fürchten daher um ihre Macht, wenn Menschen gut informiert sind und kritisch 
diskutieren. In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ist die Meinungsfreiheit 
in Artikel 19 verankert:  
 
„Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht umfasst die 
Freiheit, Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen und Ideen mit allen 
Verständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu 
verbreiten.“ 
 
Das Recht auf Meinungsfreiheit ist als Abwehrrecht gegen staatliche Zensur und andere 
staatliche Maßnahmen zu verstehen, die dazu dienen, kritische oder abweichende 
Meinungen einzuschränken oder zu verbieten. Die freie Meinungsäußerung, die auch die 
Pressefreiheit miteinschließt, gilt allerdings nicht absolut, sondern ist gesetzlichen 
Einschränkungen unterworfen. In Artikel 19, Absatz 3 des UN-Zivilpaktes werden als 
Einschränkungen beispielsweise die „Achtung der Rechte oder des Rufs anderer“ sowie 
der „Schutz der nationalen Sicherheit“ oder „der öffentlichen Ordnung“ genannt. Nicht 
selten nutzen Staatsoberhäupter allerdings den Vorwurf der „Gefährdung der nationalen 
Sicherheit“ als Vorwand, um legitime Kritik zu unterbinden.  
 
Ein Beispiel hierfür ist die Türkei, in der sich die Situation für kritische Stimmen seit 
dem Putschversuch im Juli 2016 deutlich verschärft hat. Tausende Strafverfahren 
wurden seither angestrengt, weil Menschen friedlich ihr Recht auf freie 
Meinungsäußerung wahrgenommen haben. Nicht selten basieren diese auf konstruierten 
Anklagen im Zusammenhang mit Terrorismus. Eine Folge dieser Entwicklung ist 
Selbstzensur: Menschen und insbesondere Vertreter der Zivilgesellschaft schreckten 
davor zurück, sich kritisch in der Öffentlichkeit zu äußern, zum Beispiel in den sozialen 
Medien. Während des Ausnahmezustandes, der im Juli 2016 verhängt wurde und zwei 
Jahre andauerte, wurden weit mehr als 100 Journalisten verhaftet und rund 150 Medien 
geschlossen. Kritik an der Regierung verschwand fast völlig aus Radio, Fernsehen und 
den Printmedien.  
 China – das Land mit den meisten Internetnutzern weltweit – unternimmt schon 
seit Jahren große Anstrengungen, um seine bereits repressiven Maßnahmen der 
Internetzensur weiter auszubauen. Tausende von Webseiten und Angeboten der sozialen 
Medien sind gesperrt, darunter Facebook, Instagram und Twitter. Um ihren Dienst auch 
auf dem chinesischen Markt anbieten zu können, üben Anbieter von 
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Internetdienstleistungen und -inhalten auf ihren Plattformen weitreichende Zensur aus.  
 In Russland waren 2017 die meisten Medien weiterhin faktisch staatlich 
kontrolliert und wurden von den Behörden genutzt, um Menschenrechtsverteidiger, 
Oppositionelle und andere kritische Stimmen zu verleumden. Überall im Land wurden 
Initiatoren von Protestbewegungen und kritische politische Aktivisten von 
Regierungsanhängern und „unbekannten“ Personen schikaniert und körperlich 
attackiert. Es ist davon auszugehen, dass es sich bei den Verantwortlichen um 
Kollaborateure der Sicherheitsbehörden handelte.  
 Doch auch Mitgliedstaaten der Europäischen Union scheuen die rechtswidrige 
Einschränkung der Meinungsfreiheit nicht: In Spanien wurden im Vorfeld des 
Referendums für die Unabhängigkeit Kataloniens von Spanien, das im Oktober 2017 
stattfand, dutzende Menschen wegen „Terrorismusverherrlichung“ und der 
„Verunglimpfung von Opfern“ in den sozialen Medien strafrechtlich verfolgt. In vielen 
Fällen erstatteten die Behörden Strafanzeige gegen Personen, die Meinungen geäußert 
hatten, die nach internationalen Menschenrechtsnormen zulässige Formen der 
Meinungsäußerung darstellten.  
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
 
Europäische Menschenrechtskonvention (Art. 10) , Grundrechtecharte der Europäischen 
Union (Art. 11), UNO-Zivilpakt (Art. 19), Antirassismuskonvention (Art. 4), 
Kinderrechtskonvention (Art. 13) , Wanderarbeiterkonvention (Art. 13), 
Behindertenrechtskonvention (Art. 21)  
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Das Recht, Asyl zu suchen 
 
Derzeit sind laut dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) 
weltweit mehr als 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht, davon haben im Jahr 2017 
25 Millionen ihr Land verlassen.  
 
„Jeder Mensch hat das Recht, in anderen Ländern vor Verfolgungen Asyl zu suchen und 
zu genießen. 
Dieses Recht kann jedoch im Falle seiner Verfolgung wegen nichtpolitischer Verbrechen 
oder wegen Handlungen, die gegen die Ziele und Grundsätze der Vereinten Nationen 
verstoßen, nicht in Anspruch genommen werden.“ 
 
Die wichtigste Grundlage für den internationalen Flüchtlingsschutz bildet die Genfer 
Flüchtlingskonvention (GFK) von 1951 und deren Zusatzprotokoll von 1967. Die 
Flüchtlingskonvention definiert völkerrechtlich verbindlich den Begriff des Flüchtlings 
und regelt detailliert seine Rechte und Pflichten  im Aufnahmeland. So gesteht die GFK 
anerkannten Flüchtlingen bestimmte Rechte zu wie die Religions- und 
Bewegungsfreiheit, das Recht auf Arbeit, Bildung und auf Reisedokumente.  
 
Die Genfer Flüchtlingskonvention begrenzt sich auf europäische Flüchtlinge. Erst das 
Zusatzprotokoll von 1967 weitet die Wirkung der Flüchtlingskonvention auf Flüchtlinge, 
die nicht aus Europa kommen.  
 
Als Flüchtling gilt nach Artikel 1 der Genfer Flüchtlingskonvention eine Person, die „aus 
der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse15, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen 
dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will.“  
 
Kernstück der Konvention ist das Prinzip des „Non-Refoulement“, also gemäß Artikel 33 
der GFK das Verbot der zwangsweisen Aus- und Zurückweisung einer Person in einen 
Staat, in dem sie von Verfolgung bedroht ist. Ein Staat darf demnach einen Flüchtling 
nicht in ein Land zurückschicken, in dem sein Leben gefährdet sein könnte.  
 
Für die Umsetzung des Asylrechts und den Schutz von Flüchtlingen sind in erster Linie 
die Regierungen der Aufnahmeländer verantwortlich. Völkerrechtliche Regeln zum 
Asylverfahren gibt es nicht. Wo keine nationalen Asylverfahren existieren, übernimmt das 
Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (United Nations High Commissioner for 
Refugees, UNHCR) die Anwendung der GFK und koordiniert die internationale 
Flüchtlingshilfe. 
 
                                                 
15 Amnesty International lehnt den Begriff der Rasse ausdrücklich ab. Die Vorstellung, Menschen ließen sich in 
bestimmte "Rassen" (unterschiedlicher "Wertigkeit") einteilen, war wesentlicher Bestandteil der rassistischen, 
menschenverachtenden Politik der deutschen Vergangenheit und widerspricht dem Geist der Menschenrechte. 
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Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) bemühen sich seit Jahren, ihre 
Grenzen abzuschotten.  Dabei kommen schon jetzt vergleichsweise wenige Flüchtlinge 
nach Europa. Über 85 Prozent aller Asylsuchenden verbleiben in der Region und wurden 
2017 von den Nachbarstaaten ihres Heimatlandes aufgenommen, das heißt von Staaten 
im Globalen Süden, die oft wirtschaftlich schlechter gestellt sind. Nur die wenigsten 
erreichen die wohlhabenden EU-Staaten – und das auf immer gefährlicheren Wegen.  
 
Deutschland hat in den Jahren 2015 und 2016 etwa 1.2 Millionen Menschen 
aufgenommen. Viele Bürger_innen engagieren sich auf beeindruckende Weise bei der 
Aufnahme und Integration von Flüchtlingen. Im Jahr 2017 kamen mit etwa 200.000 
Asylsuchenden deutlich weniger Menschen nach Deutschland als in den Jahren zuvor, 
nicht zuletzt aufgrund der Abschottungspolitik der EU. (Entspricht 2% der 68,5Mio) 
 
Das Asylrecht ist in den vergangenen Jahren kontinuierlich verschärft worden. Ausdruck 
davon sind  beschleunigte Verfahren, eine schlechtere Qualität der Asylverfahren und die 
Definition von sogenannten „sicheren Herkunftsländern“ mit der Konsequenz, dass 
Flüchtlinge in diese Länder abgeschoben werden können. Besonders schwerwiegend 
waren die Folgen für Menschen, die vor bewaffneten Konflikten, Folter oder der 
Todesstrafe fliehen. Das heißt, dass sie stichhaltige Gründe dafür vorbringen, dass ihnen 
in ihrem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht und deshalb Anspruch auf 
„subsidiären Schutz“ haben. Seit Ende 2016 schiebt Deutschland verstärkt Menschen 
nach Afghanistan ab, obwohl sich die dortige Sicherheitslage dramatisch verschlechtert 
hat.  
In den ersten sechs Monaten des Jahres 2018 starben nach Angaben der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM) mehr als 1.740 Menschen bei dem Versuch, über das 
Mittelmeer nach Europa zu gelangen.16 Damit Menschen auf der Flucht nicht ihr Leben 
riskieren müssen, sollten die EU und ihre Mitgliedstaaten dringend mehr sichere und 
legale Zugangswege schaffen, indem sie zum Beispiel humanitäre Visa und 
Aufnahmeprogramme stärker nutzen und den Familiennachzug erleichtern.  
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
Europäische Menschenrechtskonvention, EU-Grundrechte-Charta (Art. 18) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
16 https://missingmigrants.iom.int/region/mediterranean 
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Das Recht auf Privatsphäre 
 
Recht auf Privatsphäre ist ein grundlegendes Menschenrecht und wird vor allem durch 
staatliche oder nicht-staatliche Überwachungsmaßnahmen gefährdet. Überwachung ist 
das Beobachten und Erheben von Informationen über die Kommunikation, Handlung 
oder Bewegung einer Person. Regierungen können Überwachung rechtmäßig einsetzen, 
wenn sie gezielt und nicht unverhältnismäßig ist. Häufig dient sie jedoch dazu, 
Aktivisten einzuschüchtern, eine Gesellschaft zu kontrollieren und abweichende 
Meinungen einzudämmen. Zur Überwachung der Kommunikation zählen alle Aktivitäten 
wie das Überwachen, Abfangen, Sammeln, Auswählen, Zurückhalten, Analysieren, Teilen 
oder der weitere Gebrauch von jeder Art von Kommunikation. Dabei sind sowohl die 
Inhalte einer Kommunikation als auch Informationen über die Umstände der 
Kommunikation geschützt, also z.B. wann mit wem von welchem Standort aus 
kommuniziert wurde (Metadaten). 
 
Fast immer, wenn wir selbst oder Behörden und Unternehmen digitale Technologien 
nutzen, entstehen Daten mit persönlichen Informationen: am Geldautomaten, beim 
Surfen im Internet, durch Überwachungskameras oder in der öffentlichen Verwaltung 
(z.B. Steuer- oder Gesundheitsdaten). Die Überwachungsprogramme speichern und 
analysieren die Browser-Geschichte, Suchanfragen, E-Mails, Instantnachrichten, 
Webcam-Konversationen und Telefonanrufe. Sie sammeln auch die Metadaten, wer mit 
wem wann wie lange telefoniert hat und vieles mehr. Durch die zunehmende Vernetzung 
von Systemen lassen  sich die Informationen zu aussagekräftigen Persönlichkeitsprofilen 
zusammenfassen. Politische Gesinnung, sexuelle Präferenzen, Lebensstil, sozialer 
Umgang oder Bildungsgrad werden ablesbar. In der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte ist das Recht auf Privatsphäre in Artikel 12 festgehalten: 
 
„Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, sein Heim oder 
seinen Briefwechsel noch Angriffen auf seine Ehre und seinen Beruf ausgesetzt werden. 
Jeder Mensch hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen derartige Eingriffe oder 
Anschläge.“ 
 
Im Jahr 2013 übergab der Whistleblower Edward Snowden der Zeitung The Guardian 
Dokumente des amerikanischen Geheimdienstes NSA, die bislang beispiellose 
Massenüberwachung durch die Geheimdienste der sogenannten Five Eyes-Staaten (USA, 
Großbritannien, Australien, Kanada, Neuseeland) belegten. Enthüllungen über andere 
Geheimdienste folgten. Der „NSA-Untersuchungsausschuss“ des deutschen Bundestages 
kam zu dem Schluss, dass auch der Bundesnachrichtendienst (BND) seine Befugnisse 
überdehnt hat und etwa Massenüberwachung von Ausland-Ausland-Kommunikation ohne 
ausreichende gesetzliche Grundlage und unabhängige Kontrolle betrieb. 
 
Eingriffe in die Menschenrechte und insbesondere in das Recht auf Privatsphäre werden 
häufig mit dem Verweis auf die „nationale Sicherheit“ gerechtfertigt. Doch gibt es 
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bislang keine Beweise dafür, dass verdachtsunabhängige Überwachungsmaßnahmen 
zusätzliche Sicherheit schaffen. Eine von Präsident Obama eingesetzte unabhängige 
Untersuchungskommission (PCLOB) kam im Januar 2014 zu dem Ergebnis, dass die 
Vorratsdatenspeicherung der NSA illegal sei und eine „ernsthafte Bedrohung“ für die 
Bürgerrechte und die Demokratie darstelle. Im Kampf gegen den Terrorismus habe sie 
sich als nutzlos erwiesen. Auch in Deutschland wurde eine Studie zur Wirksamkeit von 
Massenüberwachungs-Maßnahmen (Vorratsdatenspeicherung) durchgeführt: Es konnte 
kein Nutzen dieser Maßnahme festgestellt werden.  
 
Menschenrechtsverteidiger weltweit sind besonders durch Überwachung gefährdet. Mit 
oft aus westlichen Ländern eingekaufter Überwachungssoftware werden ihre 
Kommunikation, Aufenthaltsorte und Kontakte gezielt ausgeforscht. Das behindert ihre 
Arbeit und kann zu Folter, Verschwindenlassen und Tod führen. Amnesty International 
setzt sich deshalb für eine strenge Regulierung des Exports von Überwachungstechnik 
ein. Neben bekannten Menschenrechtsverteidigern wie Ahmed Mansoor aus den 
Vereinigten Arabischen Emiraten oder Diep Saeeda aus Pakistan war auch Amnesty-
Personal bereits Ziel einer solchen Spähsoftware. 
 
Das Bewusstsein, unter staatlicher Überwachung zu stehen, gefährdet die Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit. Wer Angst hat, überwacht zu werden, sagt weniger frei seine 
Meinung und traut sich seltener, im Internet zu Protest aufzurufen oder sich über 
sensible Themen zu informieren. Die Zivilgesellschaft ist darauf angewiesen, dass 
Regierungen oder Geheimdienste gesammelte Informationen nicht missbrauchen 
können.  
 
Weitere Rechtsquellen (Auswahl): 
UNO-Zivilpakt (Art. 17), Kinderrechtskonvention (Art. 16), Wanderarbeiterkonvention 
(Art. 14), Behindertenrechtskonvention (Art. 22), Europäische 
Menschenrechtskonvention (Art. 8) 
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Das Recht auf Recht auf Leben, das Folterverbot und 
die Todesstrafe 
 
Die Todesstrafe ist mit den grundlegenden Menschenrechten, wie sie in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte festgeschrieben sind, unvereinbar. Dass Todesurteile in 
vielen Staaten nach unfairen Gerichtsverfahren – oft auf der Grundlage von 
„Geständnissen“, die unter Folter abgelegt wurden – und auch für minderschwere 
Straftaten ausgesprochen werden, kommt erschwerend hinzu. Als vorsätzliche Tötung 
von Menschen durch den Staat stellt sie sowohl eine Verletzung des Rechts auf Leben 
(Artikel 3) dar als auch des Rechts, keine grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe erleiden zu müssen (Artikel 5): 
 
„Artikel 3 (Recht auf Leben und Freiheit): 
Jeder Mensch hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person. 
 
Artikel 5 (Folterverbot):  
Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe unterworfen werden.“ 
 
Seit 1973 ist die Abschaffung der Todesstrafe eines der wichtigsten Anliegen von 
Amnesty International. Waren es damals gerade einmal 16 Länder, die diese Strafe per 
Gesetz oder in der Praxis abgeschafft hatten, sind es heute 142 und damit weit mehr als 
zwei Drittel aller Staaten. Staaten, die also noch immer hinrichten, sind heute in der 
Minderheit. Im Dezember 2016 nahm die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
(UN) zum sechsten Mal eine Resolution für einen sofortigen weltweiten 
Hinrichtungsstopp an.  
 
Für das Jahr 2017 dokumentierte Amnesty fast 1.000 Hinrichtungen und annähernd 
2.600 neue Todesurteile. Allerdings muss von einer bedeutenden Dunkelziffer 
ausgegangen werden. Unberücksichtigt in der Bilanz blieben– wie schon in den 
Vorjahren – die Zahlen zur Todesstrafe in China wegen der dort praktizierten 
Geheimhaltung. 2017 strichen mit Guinea und der Mongolei zwei Staaten die 
Todesstrafe vollständig aus ihrer Rechtsordnung, Guatemala schloss sie in 
Friedenszeiten aus. Der globale Trend zur Abschaffung der Todesstrafe hält also weiter 
an. 
 
In der gesamten Region Amerika sind die USA das einzige Land, das noch Gefangene 
hinrichtet. Doch auch in den USA sind die Zahlen rückläufig – sowohl was durchgeführte 
Hinrichtungen angeht als auch die Zahlen der Verurteilungen zum Tode. Bis Juni 2018 
haben insgesamt 19 der 50 US-Bundesstaaten die Todesstrafe abgeschafft, acht 
Bundesstaaten richteten im Jahr 2017 Menschen hin. Zuletzt setzte Pennsylvania im 
Februar 2015 bis auf weiteres alle Hinrichtungen aus – zur Begründung gab der 
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Gouverneur Tom Wolf an, das System sei „anfällig für Fehler und teuer“. Auch die 
Region Europa und Zentralasien weist mit Belarus nur einen einzigen Staat auf, der 
2017 die Todesstrafe anwandte. Papua-Neuguinea ist das einzige Land in der Pazifik-
Region, das noch von der Todesstrafe Gebrauch macht. 
 
Auch in der Region Afrika südlich der Sahara ging die Zahl der neu verhängten 
Todesurteile gegenüber dem Vorjahr merklich zurück. Hinrichtungen fanden 
ausschließlich in Somalia und Südsudan statt.  
 
Für die meisten Hinrichtungen sind heutzutage nur einige wenige Staaten verantwortlich: 
China, Iran, Saudi-Arabien, Irak und Pakistan. Diese Länder – China ausgenommen – 
haben im Jahr 2017 etwa 84 Prozent aller dokumentierten Hinrichtungen durchgeführt.  

 
 
 
 


